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§ 7 
(1) Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Gesetz wahrnehmen, dürfen darin nicht 
behindert werden und wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch 
für ihre berufliche Entwicklung. 

(…) 

§ 33 

(1) Die Beschlüsse des Personalrats werden mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden 
Mitglieder gefaßt. Stimmenthaltungen bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit außer Betracht. Bei 
Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

(2) Der Personalrat ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist; 
Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zulässig. 

(…) 

§ 37 

(1) Über jede Verhandlung des Personalrats ist eine Niederschrift aufzunehmen, die mindestens den 
Wortlaut der Beschlüsse und die Stimmenmehrheit, mit der sie gefasst sind, enthält. Die Niederschrift 
ist von der vorsitzenden Person und einem weiteren Mitglied zu unterzeichnen und dem Personalrat in 
der nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. Der Niederschrift ist eine Anwesenheitsliste 
beizufügen, in die sich jede Teilnehmerin und jeder Teilnehmer eigenhändig einzutragen hat. 

(2) Hat die Dienststelle an der Sitzung teilgenommen, so ist ihr der entsprechende Teil der 
Niederschrift in Abschrift zuzuleiten. Das gleiche gilt für Beauftragte von Gewerkschaften, die an der 
Sitzung teilgenommen haben. Einwendungen gegen die Niederschrift sind unverzüglich schriftlich zu 
erheben und der Niederschrift beizufügen. 

(…) 
 

§ 62 

Dienststelle und Personalvertretung haben darüber zu wachen, dass alle Angehörigen der Dienststelle 
nach Recht und Billigkeit behandelt werden, insbesondere, dass jede Benachteiligung von Personen 
aus Gründen ihrer Rasse oder wegen ihrer ethnischen Herkunft, ihrer Abstammung oder sonstigen 
Herkunft, ihrer Nationalität, ihrer Religion oder Weltanschauung, ihrer Behinderung, ihres Alters, ihrer 
politischen oder gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstellung oder wegen ihres Geschlechts oder 
ihrer sexuellen Identität unterbleibt. 

 

§ 63 

Die Dienststelle und der Personalrat müssen mindestens einmal im Vierteljahr zu gemeinschaftlichen 
Besprechungen zusammentreten. In ihnen soll auch die Gestaltung des Dienstbetriebs behandelt 
werden, insbesondere alle Vorgänge, die die Beschäftigten wesentlich berühren. Sie haben über 
strittige Fragen mit dem ernsten Willen zur Einigung zu verhandeln und Vorschläge für die Beilegung 
von Meinungsverschiedenheiten zu machen. Im Rahmen der Besprechungen unterrichtet die 
Dienststelle den Personalrat zweimal im Jahr über die Haushaltsplanung und die wirtschaftliche 
Entwicklung, sofern kein Wirtschaftsausschuss nach § 65 a besteht. Die Dienststelle ist berechtigt, zu 
der Besprechung für Personal- und Organisationsangelegenheiten zuständige Beschäftigte 
hinzuzuziehen. 

 

§ 64 

Der Personalrat hat folgende allgemeine Aufgaben: 

1.  Maßnahmen, die der Dienststelle, ihren Angehörigen oder im Rahmen der Aufgabenerledigung 
der Dienststelle der Förderung des Gemeinwohls dienen, zu beantragen, 



2.  darüber zu wachen, dass die zugunsten der Beschäftigten geltenden Gesetze, Verordnungen, 
Tarifverträge, Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen durchgeführt werden, 

3.  sich für die Wahrung der Vereinigungsfreiheit der Beschäftigten einzusetzen, 

4.  auf die Verhütung von Unfall- und Gesundheitsgefahren zu achten, die für den Arbeitsschutz 
zuständigen Stellen durch Anregung, Beratung und Auskunft zu unterstützen und sich für die 
Durchführung gesundheitsfördernder Maßnahmen und des Arbeitsschutzes einzusetzen, 

5.  Anregungen und Beschwerden von Beschäftigten entgegenzunehmen und, falls sie berechtigt 
erscheinen, durch Verhandlung mit der Dienststelle auf ihre Erledigung hinzuwirken, 

6.  die Eingliederung und berufliche Entwicklung schwerbehinderter Beschäftigter und sonstiger 
schutzbedürftiger, insbesondere älterer Personen, zu fördern, 

7.  Maßnahmen zur beruflichen Förderung schwerbehinderter Beschäftigter zu beantragen, 

8.  an der Entwicklung der interkulturellen Öffnung der Verwaltung mitzuwirken und die Eingliederung 
von Beschäftigten mit Migrationshintergrund in die Dienststelle sowie das Verständnis zwischen 
Beschäftigten unterschiedlicher Herkunft zu fördern, 

9.  mit der Jugend- und Auszubildendenvertretung zur Förderung der Belange der von ihr vertretenen 
Beschäftigten eng zusammenzuarbeiten, 

10.  die Verwirklichung des Grundrechts der Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu fördern, 

11.  Maßnahmen, die dem Umweltschutz in der Dienststelle dienen, anzuregen. 

 

§ 65 

(1) Der Personalrat ist zur Durchführung seiner Aufgaben rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. 
Ihm sind die dafür erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Vor Organisationsentscheidungen der 
Dienststelle, die beteiligungspflichtige Maßnahmen zur Folge haben, ist der Personalrat frühzeitig und 
fortlaufend zu informieren. An Arbeitsgruppen, die der Vorbereitung derartiger Entscheidungen 
dienen, kann der Personalrat beratend teilnehmen. 

(2) Bei Einstellungen sind ihm auf Verlangen die Unterlagen aller Bewerberinnen und Bewerber 
vorzulegen. An Gesprächen, die im Rahmen geregelter oder auf Übung beruhender 
Vorstellungsverfahren zur Auswahl unter mehreren dienststelleninternen oder dienststellenexternen 
Bewerberinnen und Bewerbern von der Dienststelle geführt werden, kann ein Mitglied des 
Personalrats teilnehmen; dies gilt nicht in den Fällen des § 72 Abs. 1 Satz 2. Ein Mitglied der Jugend- 
und Auszubildendenvertretung kann zusätzlich teilnehmen, wenn zu den Gesprächen Beschäftigte im 
Sinne des § 55 Absatz 1 eingeladen sind. 

(3) Personalakten oder Sammlungen von Personaldaten dürfen nur mit Zustimmung der oder des 
Beschäftigten und nur von den von ihr oder ihm bestimmten Mitgliedern des Personalrats eingesehen 
werden; dies gilt nicht für listenmäßig aufgeführte Personaldaten, die regelmäßig 
Entscheidungsgrundlage in beteiligungspflichtigen Angelegenheiten sind. Dienstliche Beurteilungen 
sind auf Verlangen der oder des Beschäftigten dem Personalrat zur Kenntnis zu bringen. Ein Mitglied 
des Personalrats kann auf Wunsch der oder des Beschäftigten an Besprechungen mit 
entscheidungsbefugten Personen der Dienststelle teilnehmen, soweit dabei beteiligungspflichtige 
Angelegenheiten berührt werden. Das Gleiche gilt für ein Mitglied der Jugend- und 
Auszubildendenvertretung soweit es um beteiligungspflichtige Angelegenheiten der von ihr 
vertretenen Beschäftigten geht. 

(4) Die Einhaltung des Datenschutzes obliegt dem Personalrat. Der Dienststelle sind die getroffenen 
Maßnahmen mitzuteilen. 

 

§ 65 a 

(1) In Dienststellen mit in der Regel mehr als einhundert ständig Beschäftigten soll auf Antrag des 
Personalrats ein Wirtschaftsausschuss gebildet werden. Der Wirtschaftsausschuss hat die Aufgabe, 
wirtschaftliche Angelegenheiten der Dienststelle im Sinne des Absatzes 3 zu beraten und den 
Personalrat zu unterrichten. 



(2) Die Dienststelle hat den Wirtschaftsausschuss rechtzeitig und umfassend über die wirtschaftlichen 
Angelegenheiten unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu unterrichten - soweit dadurch nicht 
die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse oder Dienstgeheimnisse gefährdet werden - sowie die sich 
daraus ergebenden Auswirkungen auf die Personalplanung darzustellen. 

(3) Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 gehören insbesondere 

1. die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Dienststelle, 

2. Veränderungen der Produktpläne, 

3. beabsichtigte Investitionen, 

4. beabsichtigte Partnerschaften mit Privaten, 

5. Stellung der Dienststelle in der Gesamtdienststelle, 

6. Rationalisierungsvorhaben, 

7. Einführung neuer Arbeits- und Managementmethoden, 

8. Fragen des betrieblichen Umweltschutzes, 

9. Verlegung von Dienststellen oder Dienststellenteilen, 

10. Neugründung, Zusammenlegung oder Teilung der Dienststelle oder von Dienststellenteilen, 

11. Kooperation mit anderen Dienststellen im Rahmen interadministrativer Zusammenarbeit, 

12. sonstige Vorgänge und Vorhaben, welche die Interessen der Beschäftigten der Dienststelle 
wesentlich berühren können. 

(4) Der Wirtschaftsausschuss besteht aus mindestens drei und höchstens sieben Mitgliedern, die der 
Dienststelle angehören müssen, darunter mindestens einem Personalratsmitglied. Die Mitglieder 
sollen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche fachliche und persönliche Eignung besitzen. Sie 
werden vom Personalrat für die Dauer seiner Amtszeit bestimmt. 

(5) Der Wirtschaftsausschuss soll vierteljährlich einmal zusammentreten. Er hat über jede Sitzung 
dem Personalrat unverzüglich und vollständig zu berichten. 

(6) An den Sitzungen des Wirtschaftsausschusses hat die Dienststelle teilzunehmen. Sie kann weitere 
sachkundige Beschäftigte hinzuziehen. 

 

§ 66 

(1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestimmung des Personalrats unterliegt, kann sie nur mit seiner 
Zustimmung getroffen werden. Eine Maßnahme im Sinne des Satzes 1 liegt bereits dann vor, wenn 
durch eine Handlung eine mitbestimmungspflichtige Maßnahme vorweggenommen oder festgelegt 
wird. 

(2) Die Dienststelle unterrichtet den Personalrat von der beabsichtigten Maßnahme und beantragt 
seine Zustimmung. Der Personalrat kann verlangen, dass die Dienststelle die beabsichtigte 
Maßnahme begründet; der Personalrat kann außer in Personalangelegenheiten auch eine schriftliche 
Begründung verlangen. Der Beschluss des Personalrats über die beantragte Zustimmung ist der 
Dienststelle innerhalb von zwei Wochen mitzuteilen; in dringenden Fällen kann die Dienststelle diese 
Frist auf eine Woche verkürzen. In den Fällen des § 35 verlängert sich die Frist um eine Woche. Die 
Maßnahme gilt als gebilligt, wenn nicht der Personalrat innerhalb der genannten Frist die Zustimmung 
unter Angabe der Gründe schriftlich verweigert. 

(3) Sofern der Personalrat beabsichtigt, der Maßnahme nicht zuzustimmen, hat er dies nach Zugang 
des Antrags innerhalb der Fristen des Absatzes 2 Satz 3 oder Satz 4 der Dienststelle mitzuteilen; in 
diesen Fällen ist die Maßnahme mit dem Ziel einer Verständigung zwischen der Dienststelle und dem 
Personalrat innerhalb von zwei Wochen zu erörtern; die Frist kann im Einvernehmen zwischen der 
Dienststelle und dem Personalrat verlängert werden. In dringenden Fällen kann die Dienststelle 
verlangen, dass die Erörterung innerhalb einer Frist von einer Woche durchzuführen ist. In den Fällen 
einer Erörterung beginnt die Frist des Absatzes 2 Satz 3 und 4 mit dem Tag der Erörterung. Absatz 2 
Satz 5 gilt entsprechend. Die Dienststelle ist berechtigt, zu der Erörterung für Personal- und 



Organisationsangelegenheiten zuständige Beschäftigte hinzuzuziehen. Soweit Beschwerden oder 
Behauptungen tatsächlicher Art vorgetragen werden, die für eine Beschäftigte oder einen 
Beschäftigten ungünstig sind oder ihr oder ihm nachteilig werden können, ist der oder dem 
Beschäftigten Gelegenheit zur Äußerung zu geben; die Äußerung ist aktenkundig zu machen. Soweit 
anstelle der Dienststelle das verfassungsmäßig zuständige oberste Organ oder ein von diesem 
bestimmter Ausschuss über eine beabsichtigte Maßnahme zu entscheiden hat, ist der Personalrat so 
rechtzeitig zu unterrichten, dass seine Stellungnahme bei der Entscheidung von dem zuständigen 
Organ oder Ausschuss berücksichtigt werden kann. Die vorsitzende Person der zuständigen 
Personalvertretung und ein Mitglied der betreffenden Gruppe sind berechtigt, an den Sitzungen des 
verfassungsmäßig zuständigen obersten Organs oder des von ihm bestimmten Ausschusses mit 
Ausnahme der Beschlussfassung teilzunehmen und die Auffassung der Personalvertretung 
darzulegen, sofern personelle oder soziale Angelegenheiten der Angehörigen der Dienststelle 
behandelt werden. Termin und Tagesordnung sind der Personalvertretung rechtzeitig bekannt zu 
geben. 

(4) Im Rahmen seiner Aufgaben nach § 72 kann der Personalrat in allen personellen, sozialen, 
organisatorischen und sonstigen innerdienstlichen Angelegenheiten Maßnahmen bei der Dienststelle 
beantragen, die die Beschäftigten der Dienststelle insgesamt, Gruppen von ihnen oder einzelne 
Beschäftigte betreffen oder sich auf sie auswirken. Der Personalrat hat die Maßnahme schriftlich 
vorzuschlagen und zu begründen. Die Entscheidung über seinen Vorschlag ist dem Personalrat 
innerhalb von zwei Wochen nach Zugang des Vorschlags bei der Dienststelle mitzuteilen. Sofern 
beabsichtigt ist, dem Vorschlag nicht zu entsprechen, hat die Dienststelle dies innerhalb der Frist des 
Satzes 3 nach Zugang des Vorschlags dem Personalrat mitzuteilen; in diesen Fällen gelten Absatz 3 
Satz 1 Halbsatz 2 und 3 und Satz 2 und 3 entsprechend. Bei einer Ablehnung des Vorschlags sind die 
Gründe anzugeben. 

(5) Kommt eine Einigung über eine von der Dienststelle beabsichtigte Maßnahme nicht zustande, so 
kann sie innerhalb von zwei Wochen die Angelegenheit der im Verwaltungsaufbau übergeordneten 
Stelle, bei der eine Stufenvertretung besteht, vorlegen. Für das Stufenverfahren gelten die Absätze 2 
und 3 entsprechend. Kommt eine Einigung über eine vom Personalrat beantragte Maßnahme nicht 
zustande oder trifft die Dienststelle innerhalb der in Absatz 4 Satz 3 genannten Frist keine 
Entscheidung, so kann der Personalrat innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der in Absatz 3 
genannten Frist die Angelegenheit der Stufenvertretung, die bei der im Verwaltungsaufbau 
übergeordneten Stelle besteht, vorlegen. Für das Stufenverfahren gilt Absatz 4 entsprechend. Die 
Dienststelle und der Personalrat unterrichten sich gegenseitig, wenn sie die Angelegenheit der 
übergeordneten Stelle oder der bei ihr bestehenden Stufenvertretung vorlegen. 

(6) Bei Anträgen des Personalrats nach Absatz 4, die Maßnahmen nach § 72 Abs. 1 zum Gegenstand 
haben, entscheidet in der Landesverwaltung die oberste Landesbehörde und bei den Gemeinden, den 
Gemeindeverbänden und den sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts die Dienststelle (§ 1 Abs. 2 Halbsatz 2) endgültig. 

(7) Ergibt sich bei Maßnahmen, die von der Dienststelle beabsichtigt sind, und bei den vom 
Personalrat beantragten Maßnahmen, die nach § 72 Abs. 2 bis 4 seiner Mitbestimmung unterliegen, 

a) in der Landesverwaltung zwischen der obersten Landesbehörde, 

b) bei den Gemeinden, den Gemeindeverbänden und den sonstigen der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts zwischen der 
Dienststelle (§ 1 Abs. 2 Halbsatz 2 und Abs. 3) 

und der dort bestehenden zuständigen Personalvertretung keine Einigung, so entscheidet auf Antrag 
der Dienststelle (§ 1 Abs. 2 Halbsatz 2) oder der Personalvertretung die Einigungsstelle (§ 67). Die 
Personalvertretung kann die Entscheidung der Einigungsstelle auch dann beantragen, wenn die 
Dienststelle über einen Antrag nach Absatz 4 nicht innerhalb der in Absatz 4 Satz 3 vorgesehenen 
Frist entscheidet. In den Fällen des § 72 Absatz 1, 3 und 4 Satz 1 Nummer 2, 6, 11, 12, 14 bis 17, 19 
bis 22 und des § 74 Absatz 1 beschließt die Einigungsstelle eine Empfehlung an die in diesen Fällen 
endgültig entscheidende Stelle (§ 68). Wurde über eine Maßnahme nach Satz 1, die wegen ihrer 
Auswirkungen auf das Gemeinwohl wesentlicher Bestandteil der Regierungsgewalt sein kann, durch 
bindenden Beschluss der Einigungsstelle entschieden, können die beteiligten Dienststellen innerhalb 
eines Monats nach Zustellung des Beschlusses auf dem Dienstweg die nach § 68 zuständige Stelle 
anrufen. Den beteiligten Personalräten ist von dieser Stelle Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; 
hierfür kann eine Frist gesetzt werden. Die nach § 68 zuständige Stelle stellt fest, ob der Beschluss 
der Einigungsstelle wegen der Maßnahme, die aufgrund ihrer Auswirkungen auf das Gemeinwohl 



wesentlicher Bestandteil der Regierungsgewalt ist, nur empfehlenden Charakter hat und entscheidet 
über die Maßnahme abschließend. Die Entscheidung ist zu begründen. Liegen diese 
Voraussetzungen nicht vor, verbleibt es beim Beschluss der Einigungsstelle. Die vorsitzende Person 
der Einigungsstelle sowie die am Einigungsverfahren beteiligten Dienststellen und 
Personalvertretungen sind unverzüglich über die Entscheidung und deren Gründe schriftlich zu 
informieren. 

(8) Die Dienststelle kann bei Maßnahmen, die der Natur der Sache nach keinen Aufschub dulden, bis 
zur endgültigen Entscheidung vorläufige Regelungen treffen. Sie hat dem Personalrat die vorläufige 
Regelung mitzuteilen und zu begründen und unverzüglich das Verfahren nach den Absätzen 2, 3, 5 
und 7 einzuleiten oder fortzusetzen. 

 

§ 67 

(1) Bei jeder obersten Dienstbehörde wird für die Dauer der Wahlperiode der Personalvertretung eine 
Einigungsstelle gebildet. Sie besteht aus einer unparteiischen vorsitzenden Person, ihrer 
Stellvertreterin oder ihrem Stellvertreter und Beisitzerinnen und Beisitzern. Auf die vorsitzende Person 
und deren Stellvertreterin oder Stellvertreter haben sich die oberste Dienstbehörde und die bei ihr 
bestehende Personalvertretung innerhalb von zwei Monaten nach Beginn der Wahlperiode zu einigen. 
Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet auf Antrag der obersten Dienstbehörde oder der 
Personalvertretung die Präsidentin oder der Präsident des Oberverwaltungsgerichts. Die 
Beisitzerinnen und Beisitzer werden für das jeweilige Einigungsstellenverfahren benannt; sie müssen 
Beschäftigte im Geltungsbereich eines Personalvertretungsgesetzes sein. 

(2) Die Mitglieder der Einigungsstelle sind unabhängig und üben ihre Tätigkeit als Ehrenamt in eigener 
Verantwortung aus. Für sie gilt § 40 Abs. 1 Sätze 1 bis 4 und Abs. 3 und, soweit sie Beschäftigte im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes sind, § 42 Abs. 2 entsprechend. Der vorsitzenden Person kann eine 
Entschädigung für Zeitaufwand gewährt werden. Die Mitglieder scheiden aus der Einigungsstelle 
außer durch Zeitablauf (Absatz 1 Satz 1) oder Niederlegung des Amtes nur unter den in § 50 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 des Landesdisziplinargesetzes bezeichneten Voraussetzungen aus, die Beisitzerinnen 
und Beisitzer ferner bei Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses im Geltungsbereich eines 
Personalvertretungsgesetzes. 

(3) Die Einigungsstelle wird tätig in der Besetzung mit der vorsitzenden Person oder, falls sie 
verhindert ist, der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter und sechs Beisitzerinnen und Beisitzern, die 
auf Vorschlag der obersten Dienstbehörde und der Personalvertretung je zur Hälfte benannt werden. 

(4) Die Sitzungen der Einigungsstelle sind nicht öffentlich. Den Beteiligten ist die Anwesenheit nur bei 
der Verhandlung zu gestatten; sachverständigen Personen kann die Teilnahme gestattet werden. Den 
Beteiligten ist Gelegenheit zur mündlichen Äußerung zu geben, die mit ihrem Einverständnis auch 
schriftlich erfolgen kann. 

(5) Die Einigungsstelle entscheidet durch Beschluss über die Anträge der Beteiligten, sie kann den 
Anträgen auch teilweise entsprechen. Die Einigungsstelle soll binnen zwei Monaten nach der 
Erklärung einer oder eines Beteiligten, die Entscheidung der Einigungsstelle herbeiführen zu wollen, 
entscheiden. Der Beschluss muss sich im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere 
des Haushaltsgesetzes, halten. Der Beschluss wird mit Stimmenmehrheit gefasst. 

(6) Der Beschluss der Einigungsstelle ist zu begründen und den Beteiligten zuzustellen. Er bindet 
diese, soweit er eine Entscheidung im Sinne des Absatzes 5 enthält; § 66 Abs. 7 Satz 4 bleibt 
unberührt. Eine Bindung besteht nicht in den Fällen des § 66 Abs. 7 Satz 3. 

(7) Für die Geschäftsführung der Einigungsstelle gilt § 40 Abs. 1 Sätze 1 bis 4 und Abs. 3 
entsprechend. 

(8) Besteht bei einer obersten Dienstbehörde ein Hauptpersonalrat oder ein Gesamtpersonalrat, so 
nimmt dieser die Befugnisse der Personalvertretung nach Absatz 1 Satz 3 und 4 und Absatz 3 wahr. 

(9) In den Fällen des § 84, des § 89 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, § 94 Absatz 1 Nummer 3 und des § 
94 b Absatz 1 ist die Einigung nach Absatz 1 Satz 3 zwischen der obersten Dienstbehörde und allen 
Hauptpersonalräten des Geschäftsbereichs herbeizuführen. Bei der Verhandlung von 
Angelegenheiten aus dem Zuständigkeitsbereich der Hauptpersonalräte nach § 84, § 89 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2, § 94 Absatz 1 Nummer 3 und § 94 b Absatz 1 üben diese Hauptpersonalräte das 
Vorschlagsrecht nach Absatz 3 aus. 



§ 68 

In den in § 66 Abs. 7 Satz 3 bezeichneten Fällen entscheidet 

1.  bei Beschäftigten des Landes die Landesregierung, 

2.  bei Beschäftigten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des 
Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts deren 
verfassungsmäßig zuständiges oberstes Organ oder der von ihm bestimmte Ausschuss 

endgültig. Bei Maßnahmen im Bereich der Verwaltung des Landtags tritt an die Stelle der 
Landesregierung die Präsidentin oder der Präsident des Landtags im Benehmen mit dem Präsidium, 
im Geschäftsbereich des Landesrechnungshofs die Präsidentin oder der Präsident des 
Landesrechnungshofs und im Bereich des Landesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit. 

 

§ 69 

(1) Soweit der Personalrat an Entscheidungen mitwirkt, ist die beabsichtigte Maßnahme vor der 
Durchführung mit dem Ziel einer Verständigung rechtzeitig und eingehend mit ihm zu erörtern. § 66 
Absatz 3 Satz 7 bis 9 gilt entsprechend. 

(2) Äußert sich der Personalrat nicht innerhalb von zwei Wochen oder hält er bei Erörterung seine 
Einwendungen oder Vorschläge nicht aufrecht, so gilt die beabsichtigte Maßnahme als gebilligt. 
Erhebt der Personalrat Einwendungen, so hat er der Dienststelle die Gründe mitzuteilen. § 66 Absatz 
3 Satz 6 gilt entsprechend. Entspricht die Dienststelle den Einwendungen des Personalrats nicht oder 
nicht in vollem Umfang, so teilt sie dem Personalrat ihre Entscheidung unter Angabe der Gründe 
schriftlich mit. 

(3) Der Personalrat einer nachgeordneten Behörde kann innerhalb von zwei Wochen nach Zugang 
der Mitteilung (Absatz 2 Satz 4) die Entscheidung der im Verwaltungsaufbau übergeordneten Stelle, 
bei der eine Stufenvertretung besteht, beantragen. Diese entscheidet nach Verhandlung mit der bei ihr 
bestehenden Stufenvertretung. Eine Abschrift des Antrags leitet der Personalrat seiner Dienststelle zu. 

(4) Ist ein Antrag nach Absatz 3 Satz 1 gestellt, so ist eine beabsichtigte Maßnahme bis zur 
Entscheidung der angerufenen Stelle auszusetzen. 

(5) § 66 Abs. 8 gilt entsprechend. 

(6) In den Fällen des Absatzes 2 Satz 4 kann der Personalrat einer Gemeinde, eines 
Gemeindeverbandes oder einer sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts die Entscheidung des verfassungsmäßig zuständigen 
obersten Organs oder des von ihm bestimmten Ausschusses beantragen. Die Absätze 3 bis 5 gelten 
entsprechend. 

 

§ 70 

(1) Dienstvereinbarungen sind zulässig, soweit nicht gesetzliche oder tarifliche Regelungen 
entgegenstehen. Sie sind unzulässig, soweit sie Arbeitsentgelte oder sonstige Arbeitsbedingungen 
betreffen, die durch Tarifvertrag geregelt sind oder üblicherweise geregelt werden; dies gilt nicht, wenn 
ein Tarifvertrag ergänzend Dienstvereinbarungen zulässt. 

(2) Dienstvereinbarungen, die für einen größeren Bereich gelten, gehen den Dienstvereinbarungen für 
einen kleineren Bereich vor. 

(3) Dienstvereinbarungen bedürfen der Schriftform, sie sind von beiden Seiten zu unterzeichnen und 
von der Dienststelle in geeigneter Weise bekanntzumachen. 

(4) Dienstvereinbarungen können, soweit nichts anderes vereinbart ist, mit einer Frist von drei 
Monaten gekündigt werden. Nach Kündigung oder Ablauf einer Dienstvereinbarung gelten ihre 
Regelungen in Angelegenheiten, in denen der Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen 
Dienststelle und Personalrat ersetzen kann, weiter, bis sie durch eine neue Dienstvereinbarung ersetzt 
wird. Die Nachwirkung kann ausgeschlossen werden. 



 

§ 71 

(1) Entscheidungen, an denen der Personalrat beteiligt war, führt die Dienststelle durch, es sei denn, 
dass im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist. 

(2) Wird eine Maßnahme, der der Personalrat zugestimmt hat, von der Dienststelle nicht unverzüglich 
durchgeführt, so hat diese den Personalrat unter Angabe von Gründen zu unterrichten. 

 

§ 72 

(1) Der Personalrat hat mitzubestimmen in Personalangelegenheiten bei 

1.  Einstellung, Nebenabreden zum Arbeitsvertrag, erneuter Zuweisung eines Arbeitsplatzes gemäß 
Arbeitsplatzsicherungsvorschriften sowie nach Beendigung eines Urlaubs ohne Dienstbezüge 
nach § 70 und § 71 des Landesbeamtengesetzes und nach Beendigung der Jahresfreistellung 
nach § 64 des Landesbeamtengesetzes bzw. den entsprechenden Regelungen für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und nach der Rückkehr aus der Elternzeit ohne 
gleichzeitige Teilzeit, Verlängerung der Probezeit, Befristung von Arbeitsverträgen, 

2.  Beförderung, Zulassung zum Aufstieg, Übertragung eines anderen Amtes mit niedrigerem 
Endgrundgehalt, 

3.  Laufbahnwechsel,  

4.  Eingruppierung, Höhergruppierung, Herabgruppierung, Übertragung einer höher oder niedriger zu 
bewertenden Tätigkeit, Stufenzuordnung und Verkürzung und Verlängerung der Stufenlaufzeit 
gemäß Entgeltgrundsätzen, Bestimmung der Fallgruppen innerhalb einer Entgeltgruppe, 
wesentliche Änderung von Arbeitsverträgen, 

5.  Versetzung zu einer anderen Dienststelle, Umsetzung innerhalb der Dienststelle für eine Dauer 
von mehr als drei Monaten, Umsetzung innerhalb der Dienststelle, die mit einem Wechsel des 
Dienstortes verbunden ist, wobei das Einzugsgebiet im Sinne des Umzugskostenrechts zum 
Dienstort gehört, 

6.  Abordnung, Zuweisung von Beamtinnen und Beamten gemäß § 20 des Beamtenstatusgesetzes, 
Zuweisung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gemäß tarifrechtlicher Vorschriften, für 
eine Dauer von mehr als drei Monaten und ihrer Aufhebung, 

7.  Kürzung der Anwärterbezüge oder der Unterhaltsbeihilfe, 

8.  Entlassung von Beamtinnen und Beamten auf Lebenszeit, auf Probe oder Widerruf oder 
Entlassung aus einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis, wenn die Entlassung nicht 
selbst beantragt wurde, 

9.  vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand, Feststellung der begrenzten Dienstfähigkeit und der 
Polizeidienstunfähigkeit, wenn die Maßnahme nicht selbst beantragt wurde, 

10.  Weiterbeschäftigung von Beamtinnen und Beamten, und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
über die Altersgrenze hinaus, 

11.  Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung beschränken, 

12.  Versagung, Untersagung oder Widerruf der Genehmigung einer Nebentätigkeit, 

13.  Ablehnung eines Antrags auf Teilzeitbeschäftigung oder Urlaub gemäß §§ 63 bis 67 oder §§ 70, 
71 des Landesbeamtengesetzes sowie Ablehnung einer entsprechenden Arbeitsvertragsänderung 
bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, 

14.  Ablehnung eines Antrags auf Einrichtung eines Arbeitsplatzes außerhalb der Dienststelle. 

Satz 1 gilt für die in § 8 Absatz 1 bis 3 und § 11 Absatz 2 Buchstabe b bezeichneten Beschäftigten 
und für Dozentinnen und Dozenten gemäß § 20 Fachhochschulgesetz öffentlicher Dienst nur, wenn 
sie es beantragen; er gilt nicht 

1.  für die in § 37 des Landesbeamtengesetzes bezeichneten Beamtinnen und Beamten, 



2.  für Beamtenstellen von der Besoldungsgruppe B 3 an aufwärts, für Stellen der Abteilungsleitung 
der Generalstaatsanwaltschaften sowie für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ein der 
Besoldungsgruppe B 3 an aufwärts vergleichbares Entgelt erhalten, 

3.  für überwiegend und unmittelbar künstlerisch tätige Beschäftigte an Theatern, die unter den 
Geltungsbereich des Normalvertrages (NV) Bühne fallen, 

4.  für kommunale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte, 

5.  für Leiterinnen und Leiter von öffentlichen Betrieben in den Gemeinden, den Gemeindeverbänden 
und den sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts. 

Satz 1 Nr. 5 gilt nicht für Beschäftigte in der Berufsausbildung.  

(2) Der Personalrat hat mitzubestimmen in sozialen Angelegenheiten bei 

1.  Gewährung und Versagung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darlehen und entsprechenden 
Zuwendungen, 

2.  Zuweisung und Kündigung von Wohnungen, über die die Beschäftigungsdienststelle verfügt, und 
Ausübung eines Vorschlagsrechts sowie der allgemeinen Festsetzung der Nutzungsbedingungen, 

3.  Zuweisung von Dienst- und Pachtland und Ausübung eines Vorschlagsrechts sowie Festsetzung 
der Nutzungsbedingungen, 

4.  Einrichtung, Verwaltung und Auflösung von Sozialeinrichtungen ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform, 

5.  Aufstellung von Sozialplänen einschließlich Plänen für Umschulungen zum Ausgleich von 
Härtefällen sowie Milderung wirtschaftlicher Nachteile infolge von Rationalisierungsmaßnahmen. 

(3) Der Personalrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, 
mitzubestimmen in Rationalisierungs-, Technologie- und Organisationsangelegenheiten bei 

1.  Einführung, Anwendung, wesentlicher Änderung oder wesentlicher Erweiterung von 
automatisierter Verarbeitung personenbezogener Daten der Beschäftigten außerhalb von 
Besoldungs-, Gehalts-, Lohn-, Versorgungs- und Beihilfeleistungen sowie 
Jubiläumszuwendungen, 

2.  Einführung, Anwendung und Erweiterung technischer Einrichtungen, es sei denn, dass deren 
Eignung zur Überwachung des Verhaltens oder der Leistung der Beschäftigten ausgeschlossen 
ist, 

3.  Einführung grundlegend neuer, wesentlicher Änderung und wesentlicher Ausweitung von 
Arbeitsmethoden, 

4.  Maßnahmen, die die Hebung der Arbeitsleistung oder Erleichterungen des Arbeitsablaufs zur 
Folge haben sowie Maßnahmen der Änderung der Arbeitsorganisation, 

5.  Einführung, wesentlicher Änderung oder wesentlicher Ausweitung betrieblicher Informations- und 
Kommunikationsnetze, 

6.  Einrichtung von Arbeitsplätzen außerhalb der Dienststelle. 

(4) Der Personalrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, 
mitzubestimmen über 

1.  Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen sowie Verteilung der Arbeitszeit auf die 
einzelnen Wochentage, Einführung, Ausgestaltung und Aufhebung der gleitenden Arbeitszeit, 

2.  Anordnung von Überstunden oder Mehrarbeit, soweit sie vorauszusehen oder nicht durch 
Erfordernisse des Betriebsablaufs oder der öffentlichen Sicherheit und Ordnung bedingt sind, 
sowie allgemeine Regelung des Ausgleichs von Mehrarbeit, 

3.  Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Dienstbezüge und Arbeitsentgelte, 



4.  Aufstellung des Urlaubsplans, Festsetzung der zeitlichen Lage des Erholungsurlaubs für einzelne 
Beschäftigte, wenn zwischen der Dienststelle und der oder dem beteiligten Beschäftigten kein 
Einverständnis erzielt wird, 

5.  Fragen der Gestaltung des Entgelts innerhalb der Dienststelle, insbesondere die Aufstellung von 
Entgeltgrundsätzen, die Einführung und Anwendung von neuen Entgeltmethoden und deren 
Änderung sowie die Festsetzung der Akkord- und Prämiensätze und vergleichbarer 
leistungsbezogener Entgelte, einschließlich der Geldfaktoren, sowie entsprechende Regelungen 
für Beamtinnen und Beamte, 

6.  Bestellung und Abberufung von Vertrauens- und Betriebsärztinnen und Vertrauens- und 
Betriebsärzten sowie Sicherheitsfachkräften und Bestellung der oder des 
Datenschutzbeauftragten, 

7.  Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeitsunfällen und sonstigen 
Gesundheitsschädigungen einschließlich Maßnahmen vorbereitender und präventiver Art, 

8.  Grundsätze über die Prämierung von anerkannten Vorschlägen im Rahmen des behördlichen und 
betrieblichen Vorschlagswesens, 

9.  Regelung der Ordnung in der Dienststelle und des Verhaltens der Beschäftigten, 

10.  Gestaltung der Arbeitsplätze, 

11.  Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen eine oder einen Beschäftigten, 

12.  Maßnahmen nach § 1 Abs. 3, 

13.  Grundsätze über die Durchführung der Berufsausbildung der Beschäftigten, 

14.  Richtlinien für die personelle Auswahl bei Einstellungen, bei Versetzungen, bei 
Höhergruppierungen und bei Kündigungen, 

15.  Beurteilungsrichtlinien, 

16.  allgemeine Fragen der Fortbildung der Beschäftigten, Auswahl der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen, 

17.  Inhalt von Personalfragebogen, 

18.  Maßnahmen, die der Durchsetzung der tatsächlichen Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern, insbesondere bei der Einstellung, Beschäftigung, Aus-, Fort- und Weiterbildung und 
dem beruflichen Aufstieg dienen, 

19.  Grundsätze der Arbeitsplatz- und Dienstpostenbewertung in der Dienststelle, 

20.  Abschluss von Arbeitnehmerüberlassungs- oder Gestellungsverträgen, 

21.  Aufstellung von Grundsätzen zu Arbeitszeitmodellen und erstmalige Einführung grundlegend 
neuer Formen der Arbeitsorganisation, 

22.  Übertragung von Arbeiten der Dienststelle, die üblicherweise von ihren Beschäftigten 
vorgenommen werden, auf Dauer an Privatpersonen oder auf Dritte in jeglicher Rechtsform 
(Privatisierung). 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 11 bestimmt der Personalrat nur auf Antrag der oder des Beschäftigten 
mit; diese oder dieser ist von der beabsichtigten Maßnahme rechtzeitig vorher in Kenntnis zu setzen. 
Satz 1 Nr. 17 gilt nicht für den Inhalt von Personalfragebogen, die der Finanzkontrolle durch den 
Landesrechnungshof dienen. 

(5) Der Personalrat hat in den Fällen der Absätze 3 und 4 auch mitzubestimmen, wenn eine 
Maßnahme probeweise oder befristet durchgeführt werden soll. 

 

 

 

 



§ 73 

Der Personalrat wirkt, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, mit bei 

1.  Verwaltungsanordnungen einer Dienststelle für die innerdienstlichen, sozialen oder persönlichen 
Angelegenheiten der Beschäftigten ihres Geschäftsbereichs, 

2.  Stellenausschreibungen, soweit die Personalmaßnahme der Mitbestimmung unterliegen kann, 

3.  Errichtung, Auflösung, Einschränkung, Verlegung oder Zusammenlegung von Dienststellen oder 
wesentlichen Teilen von ihnen, 

4.  behördlichen oder betrieblichen Grundsätzen der Personalplanung, 

5.  Aufträgen zur Überprüfung der Organisation oder Wirtschaftlichkeit einer Dienststelle durch Dritte, 

6.  Erhebung der Disziplinarklage gegen eine Beamtin oder einen Beamten, wenn sie oder er die 
Beteiligung des Personalrats beantragt. Die Beamtin oder der Beamte ist von der Maßnahme 
rechtzeitig vorher in Kenntnis zu setzen. 

7.  Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung, 

8.  grundlegenden Änderungen von Arbeitsabläufen bei Wirtschaftsbetrieben. 

 

§ 74 

(1) Der Personalrat bestimmt mit bei ordentlichen Kündigungen durch den Arbeitgeber. § 72 Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Der Personalrat ist vor Abmahnungen, bei Kündigungen in der Probezeit, bei außerordentlichen 
Kündigungen, bei Aufhebungs- oder Beendigungsverträgen und bei Mitteilungen an Auszubildende 
darüber, dass deren Einstellung nach beendeter Ausbildung nicht beabsichtigt ist, anzuhören. Hierbei 
sind die Gründe, auf die sich die beabsichtigte Abmahnung oder Kündigung stützen soll, vollständig 
anzugeben. 

(3) Eine ohne Beteiligung des Personalrates ausgesprochene Kündigung oder ein ohne Beteiligung 
des Personalrates geschlossener Aufhebungs- oder Beendigungsvertrag ist unwirksam. 

(4) Der Personalrat kann vor einer Stellungnahme die betroffene Arbeitnehmerin oder den betroffenen 
Arbeitnehmer anhören. Erhebt der Personalrat Einwendungen gegen die beabsichtigte Maßnahme 
oder Vereinbarung, hat er der betroffenen Arbeitnehmerin oder dem betroffenen Arbeitnehmer eine 
Abschrift seiner Stellungnahme zuzuleiten. 

(5) Stimmt der Personalrat einer beabsichtigten ordentlichen Kündigung nicht zu, gilt § 66 Absatz 2 
und 3 sinngemäß. Das weitere Verfahren regelt sich nach § 66 Absatz 5 und Absatz 7 Satz 1 und 2. 

(6) Hat der Personalrat gegen eine beabsichtigte Kündigung in der Probezeit oder gegen eine 
außerordentliche Kündigung Einwendungen, gibt er diese binnen drei Arbeitstagen der Dienststelle 
schriftlich zur Kenntnis. Absatz 4 gilt entsprechend. 

(7) Will der Personalrat gegen einen Aufhebungs- oder Beendigungsvertrag Einwände erheben, gibt 
er diese binnen einer Woche schriftlich der Dienststelle zur Kenntnis. Absatz 4 gilt entsprechend. 

(8) Bei Initiativanträgen des Personalrats gilt § 66 Absatz 4 und 6 entsprechend. 

 

§ 75 

(1) Der Personalrat ist anzuhören bei 

1.  der Vorbereitung der Entwürfe von Stellenplänen, Bewertungsplänen und 
Stellenbesetzungsplänen, 

2.  grundlegenden Änderungen von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen, 

3.  der Planung von Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie der Anmietung von Diensträumen, 



4.  der Anordnung von amts- und vertrauensärztlichen Untersuchungen zur Feststellung der Arbeits- 
oder Dienstfähigkeit, 

5.  der wesentlichen Änderung oder Verlagerung von Arbeitsplätzen. 

(2) Die Anhörung hat so rechtzeitig zu erfolgen, dass die Äußerung des Personalrats noch Einfluss auf 
die Willensbildung der Dienststelle nehmen kann. 

 

§ 76 

An Prüfungen, die eine Dienststelle von den Beschäftigten ihres Bereichs abnimmt, kann ein Mitglied 
des für diesen Bereich zuständigen Personalrats, das von diesem benannt ist, beratend teilnehmen; 
Teilnahme und Beratung beschränken sich auf den Ablauf der mündlichen Prüfung. Mitglieder des 
Personalrats dürfen bei Prüfungen, die sie noch abzulegen haben, nicht nach Satz 1 tätig werden. 

 

§ 77 

(1) Der Personalrat hat bei der Bekämpfung von Unfall- und Gesundheitsgefahren die für den 
Arbeitsschutz zuständigen Behörden, die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung und die übrigen 
in Betracht kommenden Stellen durch Anregung, Beratung und Auskunft zu unterstützen und sich für 
die Durchführung der Vorschriften über den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung in der Dienststelle 
einzusetzen. 

(2) Die Dienststelle und die für den Arbeitsschutz zuständigen Stellen sind verpflichtet, den 
Personalrat oder die von ihnen bestimmten Mitglieder des Personalrats bei allen im Zusammenhang 
mit dem Arbeitsschutz oder der Unfallverhütung stehenden Besichtigungen und Fragen und bei 
Unfalluntersuchungen hinzuzuziehen. Die Dienststelle hat dem Personalrat unverzüglich die den 
Arbeitsschutz und die Unfallverhütung betreffenden Auflagen und Anordnungen der in Satz 1 
genannten Stellen mitzuteilen. 

(3) An den Besprechungen der Dienststelle mit den Sicherheitsbeauftragten nach § 22 Abs. 2 des 
Siebten Buches Sozialgesetzbuch nehmen vom Personalrat beauftragte Personalratsmitglieder teil. 

(4) Der Personalrat erhält die Niederschriften über Untersuchungen, Besichtigungen und 
Besprechungen, zu denen er nach den Absätzen 1 und 2 hinzuzuziehen ist. 

(5) Die Dienststelle hat dem Personalrat eine Durchschrift der nach § 193 Abs. 5 des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch vom Personalrat zu unterschreibenden oder der nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften zu erstattenden Unfallanzeige auszuhändigen. 

(...) 

§ 85 

(1) Für Lehrkräfte gelten die Vorschriften der Kapitel 1 bis 6, 8, 9 und 11 insoweit, als in diesem 
Abschnitt oder in § 69 Schulgesetz NRW nichts anderes bestimmt ist. Für die nach dem Schulgesetz 
NRW gebildeten Lehrerräte gelten in den Fällen des § 69 Absatz 3 Schulgesetz NRW die §§ 7 Absatz 
1, 33, 37, 62 bis 77 und 85 Absatz 4 entsprechend. 

(…) 

(4) Abweichend von § 63 treten die Dienststelle (§ 92 Satz 1 Nr. 2) und der Personalrat einmal im 
Schulhalbjahr zu einer gemeinschaftlichen Besprechung zusammen. 

(…) 

§ 91 

(1) Bei Lehrkräften gilt als Versetzung oder Abordnung im Sinne des § 72 Abs. 1 Nrn. 5 und 6 die 
Versetzung oder Abordnung an eine Schule oder ein Studienseminar. 

(2) Bei Versetzungen von Lehrkräften an eine Schule oder ein Studienseminar gibt der bei der 
abgebenden Dienststelle gebildete Personalrat dem bei der aufnehmenden Dienststelle gebildeten 
Personalrat Gelegenheit zur Äußerung. Die Frist zur Äußerung gemäß § 66 Abs. 2 Satz 3 beträgt vier 
Wochen. 



(3) Abordnungen von Lehrkräften nach § 72 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 unterliegen nur dann der 
Mitbestimmung, wenn sie länger als bis zum Ende des laufenden Schulhalbjahres andauern. 

(4) Bei Stellenausschreibungen gemäß § 73 Nr. 2 wirkt der Personalrat nur mit, wenn die 
Ausschreibung nicht der Vorbereitung einer Maßnahme gemäß § 72 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 3 
dient. 

 

§ 92 

Das für das Schulwesen zuständige Ministerium bestimmt durch Rechtsverordnung 

1.  die Schulformen und besonderen Einrichtungen des Schulwesens, für die getrennte 
Personalvertretungen nach § 87 Abs. 1 und § 89 Abs. 1 Satz 2 zu bilden sind, 

2.  die Stellen, die für die im Landesdienst beschäftigten Lehrkräfte Dienststellen nach § 88 Abs. 1 
sind. 

Es hat dabei die Schulstruktur und die Organisation der Schulverwaltung zu berücksichtigen. 
Schulformübergreifende Versuchsschulen können als besondere Schulform behandelt werden, wenn 
sie voraussichtlich länger als die Wahlperiode der Personalvertretungen bestehen werden. 

 


